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Einleitung

Im Mai 2019 überraschte das Institut für Demoskopie Allensbach 
die deutsche Öffentlichkeit mit einer Umfrage. Bei bestimmten po-
litischen Problemfragen, so fanden die Meinungsforscher heraus, 
hatten bis zu 71 Prozent der Deutschen Vorbehalte, ihre Meinung 
frei und offen zu vertreten.1 Die Furcht war bei einer überwältigen-
den Mehrheit offenbar groß, dass die Äußerung der eigenen An-
sicht Nachteile im persönlichen Umfeld bringen könnte.

Für eine Demokratie, die vom Widerstreit der Meinungen lebt, 
ist diese hohe Zahl an Schweigenden alarmierend. Können wir die 
Vielfalt der Stimmen nicht mehr einfangen, weil sich eine nen-
nenswerte Anzahl an Bürgerinnen und Bürgern selbst entmündigt 
und in die zurückgezogene Innerlichkeit begibt, verliert unsere 
Demokratie nicht nur ihre gesellschaftliche Integrationskraft, son-
dern – ganz allgemein – ihre Grundlage. Sollte diese Entwicklung 
fortschreiten, müssen wir befürchten, dass sich immer stärker pa-
rallele Teilöffentlichkeiten ausbilden, weil sich viele Menschen aus-
schließlich mit Gleichgesinnten in digitalen Blasen zusammenfin-
den. Dann droht uns, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt 
schwindet und die Spaltung im Gegenzug stärker wird.

Diese Gefahr für die Demokratie ist nicht nur in Deutschland 
virulent. Rund 150 internationale Künstler, Intellektuelle und Wis-
senschaftler wandten sich im Juli 2020 mit ihrer Sorge an die Öf-
fentlichkeit. Die Unterzeichner um J. K. Rowling, Daniel Kehl-
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mann, Salman Rushdie und Francis Fukuyama schrieben in einem 
offenen Brief über die Gegenwart und Zukunft der westlichen De-
mokratien und beklagten eine weitverbreitete »Atmosphäre von 
Zensur«. Mittlerweile würden »die Grenzen dessen, was ohne An-
drohung von Repressalien gesagt werden darf, immer enger gezo-
gen«.2 Der Kabarettist Dieter Nuhr wurde im August 2020 Opfer 
der sogenannten »Cancel Culture«, als man seine Stellungnahme 
über den Wert und das Wesen der Forschung zwischenzeitlich von 
der Internetseite der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
entfernte. Nicht was er gesagt hatte löste den Shitstorm aus, son-
dern die bloße Tatsache, dass er es gesagt hatte. Wenige Tage später 
wurde ein Auftritt seiner Kollegin Lisa Eckhart in Hamburg abge-
sagt, weil sich linke Gewalttäter von ihrem kontroversen Pro-
gramm provoziert fühlen könnten. Der Rechtsstaat zeigte sich au-
ßerstande, die Freiheit der Kunst vor Antidemokraten zu schützen.

Insgesamt ist eine ausgeprägte Tendenz zur Moralisierung der 
Debatte erkennbar, die viele Menschen abschreckt. Haltungsfragen 
werden diskutiert, also die Auseinandersetzung darüber, ob sich je-
mand weltanschaulich noch auf der »richtigen« Seite befindet 
oder ob er stattdessen eine soziale Ächtung verdient hat. Häufig 
legt sich auch im Bereich des Politischen eine Last der Intoleranz 
auf die Debatte, dass wir uns beunruhigt fragen müssen, ob es so 
auf Dauer bei uns noch friedlich bleiben wird. 

Ich finde: Es muss. Und deshalb ist es unsere höchste Aufgabe 
und Pflicht, dass wir uns der Stärken unserer freiheitlichen Demo-
kratie wieder besinnen. Dass wir mit Herz und Leidenschaft für 
unsere Anliegen einstehen. Immer mit dem Anspruch, dass wir 
dem Mitdiskutanten ausreichend Raum bieten, ihm am Ende im-
mer in die Augen sehen und die Hand reichen können. Dass wir 
die Liebe zum Streit wieder neu entdecken, ohne Niedertracht 
und Bosheit gegenüber dem Kontrahenten, sondern auf Augen-
höhe und mit Respekt. 

Wir brauchen den gemeinsamen Streit über den besseren Weg. 
Setzen wir die Regeln des streitbaren Miteinanders außer Kraft, 
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weil uns die Auseinandersetzung als zu anstrengend oder frucht-
los erscheint, dann geben wir auch die Ambition auf, am Ende die 
beste Lösung zu erhalten. Die beste Lösung für alle ist nämlich in 
den seltensten Fällen diejenige, die man allein zu Hause ersonnen, 
sondern eher die, die sich im Diskussionsprozess mit anderen ent-
wickelt hat. 

Ich will mich in diesem Buch der Frage widmen, woher dieses 
Gefühl der Meinungsunfreiheit eigentlich kommt, das derzeit viele 
Menschen teilen. Welche Fehler in Politik, Gesellschaft und Me-
dien der letzten Jahre sind dafür verantwortlich? Was können wir 
tun, damit Meinungsfreiheit wieder als Triebfeder für produktiven 
und konstruktiven Streit verstanden wird? Wie können wir bewir-
ken, dass man die Worte seines Gegenübers zwar ernst nimmt, aber 
nicht zwingend einzeln auf die Goldwaage legt?

Meinungsfreiheit kann nur bestehen, wenn die allseitige Bereit-
schaft vorhanden ist, anderen zuzuhören. Dies ist nur im Geist der 
Toleranz, Pluralität und Humanität möglich. Und ohne den bis 
zum Bersten aufgeblasenen moralischen Zeigefinger. Fehlt diese 
menschliche Offenheit gegenüber anderen Meinungen, dann fehlt 
auch die Voraussetzung dafür, dass es bei uns friedlich bleibt und 
wir unsere Freiheit bewahren können. Insofern haben wir keine 
bessere Wahl.
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Die rechtliche Dimension

Warum Meinungsfreiheit?

In seinem lesenswerten Buch Meinungsfreiheit! Demokratie für 
Fortgeschrittene schreibt der Spiegel-Bestseller-Autor Volker Kitz: 
»Demokratie ist mehr als Rechthaben.«1 Dieser Satz ist richtig. 
Im Bereich der Meinungsfreiheit gilt ferner: Zwischen Rechtha-
berei und Recht haben gibt es entscheidende Unterschiede. Klug-
scheißer liegen schließlich auch manchmal falsch. Und ob man 
am Ende auch noch Recht bekommt, ist wiederum eine ganz an-
dere Frage. 

Dass es mitunter schwierig sein kann, das juristische »Recht haben« 
und »Recht bekommen« einem unbefangenen, aber interessierten 
Dritten zu erklären, liegt auf der Hand. Der Graubereich zwischen zu-
lässigen und unzulässigen Meinungsäußerungen ist reichlich unüber-
sichtlich. Eine Vielzahl von Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichtes, die vorhergehende Gerichtsurteile aufhoben, legt die 
Vermutung nahe, dass auch unter Fachleuten eine große Unklarheit 
herrscht. 

Darf man Soldaten als »Mörder« bezeichnen? Kann man einen 
umstrittenen bayerischen Ministerpräsidenten einen »Zwangsde-
mokraten« nennen? Ist es erlaubt, eine bekannte Politikerin der 
Grünen auf einer Social-Media-Plattform eine »Drecksf****«, 
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»Schl****« und »Stück Sch****« zu schelten?* Zu allen diesen Äu-
ßerungen gab es unterschiedliche juristische Auffassungen; die ers-
ten beiden wurden höchstrichterlich als verfassungsrechtlich zu-
lässig erklärt.

Bevor weitere Unklarheiten entstehen: Viele Fälle sind juristisch 
unbestritten. Klar ist, die Karlsruher Richter haben in der Vergan-
genheit sehr häufig der Freiheit der Meinungsäußerung den Vor-
rang vor anderen schutzwürdigen Interessen gegeben. Und völlig 
außer Frage steht auch, dass es für die rechtliche Bewertung ent-
scheidend ist, wer, wann, wie und warum jemand etwas sagt. Doch 
dazu später mehr.

Wenden wir uns zunächst der Frage zu, warum wir eigentlich 
Meinungsfreiheit brauchen. Die Schöpferinnen und Schöpfer des 
Grundgesetzes sahen Artikel 5 zunächst als ein Abwehrrecht des 
einzelnen Bürgers gegenüber dem Staat. Dass sich die deutsche Re-
gierung in der Vergangenheit unter anderem durch Zensur und 
Beschränkungen der Meinungsfreiheit Geltung verschafft hatte, 
war den Beteiligten bei den Beratungen des Parlamentarischen Ra-
tes 1948/49 noch sehr gut in Erinnerung. Damit sich der freiheit-
lich-demokratische Gedanke entfalten konnte, musste der west-
deutsche Staat in Sachen Meinungsfreiheit begrenzt werden. Dies 
sollte vor allem Absatz 1 gewährleisten: 

Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äu-
ßern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Be-
richterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine 
Zensur findet nicht statt.

Der dahinterstehende Gedanke war: Nur wenn Meinungen im Zwei-
fel auch hart aufeinanderprallen können, entsteht erst die Grundlage 
dafür, dass alle Seiten Gehör finden und niemand ausgegrenzt wird. 

* Der genaue Wortlaut dieser und weiterer Geschmacklosigkeiten, die in diesem 
Buch zitiert werden, dürfte sich erschließen.
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Dann entscheidet nicht nur die Mehrheit, sondern auch jede Min-
derheit vermag ihren Beitrag zum Gemeinwesen zu leisten. Nur 
durch Rede und Gegenrede werde dem gesellschaftlichen und dem 
politischen Fortschritt wirklich gedient, weil jede scharfe Antwort 
auch wieder eine Schärfung der eigenen Argumente mit sich bringt. 
Und nur durch den geordneten und regelbasierten Streit könne dem 
Extremismus wirkungsvoll der Nährboden entzogen werden.

Im NPD-Urteil aus dem Jahre 2017 hat das Bundesverfassungs-
gericht diesen Gedanken sehr treffend zusammengefasst: 

Das Grundgesetz geht davon aus, dass nur die ständige geistige Ausein-
andersetzung zwischen den einander begegnenden sozialen Kräften 
und Interessen, den politischen Ideen und damit auch den sie vertre-
tenden Parteien der richtige Weg zur Bildung des Staatswillens ist. Es 
vertraut auf die Kraft dieser Auseinandersetzung als wirksamste Waffe 
auch gegen die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender 
Ideologien.2 

Der »Staatswillen« bildet sich demnach in einem gemeinsamen 
Prozess. Alle Bürgerinnen und Bürger sind im Sinne unserer De-
mokratie aufgerufen, sich an diesem Prozess mit ihrer Stimme zu 
beteiligen. Das kann ganz klassisch bei Wahlen geschehen, aber 
auch durch Leserbriefe, Handzettel, auf sozialen Netzwerken, in 
der Kneipe, bei Demonstrationen oder durch die freie Rede in der 
Öffentlichkeit. Und wer bei diesem Prozess nicht mitmacht, darf 
nicht davon ausgehen, dass seine Interessen am Ende auch wirk-
lich berücksichtigt werden. 

Wenn sich nun über zwei Drittel der Bundesbürger nicht mehr 
trauen, ihre Meinung zu jedem Thema öffentlich zu sagen, stehen 
wir vor einem Demokratieproblem. Denn die Demokratie lebt von 
der Beteiligung ihrer Bürger. 

Bevor wir uns jetzt aber in Schreckensszenarien verlieren, for-
mulieren wir es lieber positiv: Weil das Grundgesetz dazu einlädt, 
uns an diesem Prozess zu beteiligen, werden wir alle auch zu po-
tenziellen Verteidigern der Demokratie. Die Meinungsfreiheit ist 




